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Lieben östliche Provinzen Preußens 1ZI

li. Gesetzesbestimmungen betreffend Zusammensetzung
städtischer und ländlicher Verwaltungsdeputationen,

Ausschüsse oder Aommissionen.
Königreich preutzen.

K rtäüteordnung siir die sieben östlichen Provinzen üer preußischen
D Monorchie vom 3». Moi t8S3.

U 8 »9. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung einzelner
L Geschäftszweige sowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge
Z können besondere Deputationen  entweder bloß aus Mitgste-
E der » des Magistrats oder aus Mitgliedern beider Gemeindebehörden
L oder aus letzteren und aus stimmfähigen Bürgern gewählt werden.
I Zur Bildung gemischter Deputationen aus beiden Ltadtbehörden ist
k der übereinstimmende Beschluß beider erforderlich.
D Zu diesen Deputationen und Kommissionen , welche übrigens in
A allen Beziehungen dem Magistrate untergeordnet sind , werden die

Stadtverordneten und stimmfähigen Bürger von der Stadtverord-
! netenversammlung gewählt , die Magistratsmitglieder dagegen von
s dem Bürgermeister ernannt , welcher auch unter letzteren den vor.
i sitzenden zu bezeichnen hat . Durch statutarische Anordnungen können
1 nach den eigentümlichen örtlichen Verhältnissen besondere Fest¬

setzungen über die Zusammensetzung der bleibenden vermaltungs-
! dcputationen getroffen werden,

Die tsannoversche Stäüteordnung vom 24. Zuli 1838.
8 77. Der Magistrat ist befugt , unter Mitwirkung der öürger-

vorstehcr für einzelne Geschäftszweige , z. B . Armenpflege , weg-
bau , Aufsicht über Gemeindegrundstücke , städtische Anstalten , Ge-
wcrbewesen , besondere ihm unterstellte Ausschüsse zu bilden und
denselben durch Statuten eine Verfassung zu erteilen . Es gelten
dabei folgende Tiegeln:

I . Solche Ausschüsse führen die ihnen obliegenden Geschäfte nur
der Stadt und den niit ihnen in Berührung kommenden einzelnen
gegenüber . Bei allen Behörden außer dem Magistrate werden sie
durch diesen vertreten . 2. Die Mitglieder solcher Ausschüsse können
entweder durch den Magistrat und die Bürgervorstehcr nach den
Vorschriften des 8 5Z ernannt oder durch die Nächstbcteiligten selbst
erwählt werden . 2m letzten Falle steht dem Magistrat und den
öürgervorstehern ein Bestätigungsrecht zu . Z. Der Magistrat ist
gehalten , jedesmal ein Mitglied des Kollegiums zu den Versamm¬
lungen abzuordnen , welches auf die Beobachtung der Verfassung

1) Am 16. Januar 1918 ist im preußischen Abgeordnetenhaus«
ein Antrag betr . Zulassung von Frauen mit beschließender Stimme
zu verwaltungsdeputationcn und Stiftungen der sozialen Fürsorge
und Wohlfahrtspflege sowie zu den der Schulpflege dienenden Schul¬
kommissionen angenommen worden.
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und Erhaltung der (Ordnung zu sehen hat . Dasselbe kann die Aus-
sührung von Beschlüssen beanstanden und bat in diesem Lalle die
Angelegenheit dem Magistrat zu weiterer Anordnung vorzulegen.
4. Wenn eine Rechnung zu führen ist, jo wird dieselbe dem Magi¬
strate und den Bürgerporstehcrn abgelegt und veröffentlicht.

(Daß die Mitglieder solcher Ausschüsse Bürger sein müssen, ist nicht
oorgeschrieben, ist auch tatsächlich, insbesondere in der Armenpflege,
nicht immer der Lall . Lür Einwohner greift auch Z 31 der Städte¬
ordnung nicht Platz, ebenso für sle nicht Z 10 unter 3 ZG. ; ihr
Eintritt in solche Ausschüsse ist also ein freiwilliger .)

Städte- und Lleckenorünung für Schleswig-Holstein vom »4- April
(864.

8 67. Die speziellen Bestimmungen über die Zusammensetzung der
einzelnen Kommissionen bleiben dem Drtsstatute Vorbehalten, wo¬
bei jedoch davon auszugehen ist, l . daß eine jede Kommission be¬
stehen muß : a) aus einem oder mehreren Mitgliedern des Ma¬
gistrats , welcher diese ernennt , b) aus einem oder mehreren Stadt¬
verordneten , welche in der statutarisch oder durch Gemeindebeschluß
bestimmten Zahl von der Stadtverordnetenversammlung dazu ge¬
wählt werden ; 2. daß tunlichst auch andere Bürger den Kommissionen
als Mitglieder beigeordnet werden, was durch gemeinschaftlichen
Auftrag beider Kollegien zu erfolgen hat.

Werden zu vorübergehenden, der gemeinschaftlichen Beschlußnahmc
beider Kollegien nicht unterliegenden Zwecken, z. B. zur Voll¬
ziehung einzelner obrigkeitlicher Anordnungen und dergleichen, vom
Magistrat Kommissionen angeordnet , so hängt deren Zusammen¬
setzung lediglich von seinem Ermessen ab.

Städteordnung für die Aheinprovinz vom (5. Mai (856.
8 54. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung einzelner

Geschäftszweige sowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge
können besondere Deputationen entweder bloß aus Stadtverord¬
neten oder aus letzteren und aus stimmfähigen Bürgern gewählt
werden. Zu diesen Deputationen und Kommissionen, welche übri¬
gens in allen Beziehungen dem Bürgermeister untergeordnet sind,
werden die Stadtverordneten und stimmfähigen Bürger von der
Stadtverordnetenversammlung gewählt . Den Vorsitz führt der Bür¬
germeister oder der von ihm hierzu beauftragte Beigeordnete.

Durch statutarische Anordnungen können nach den eigentümlichen
örtlichen Verhältnissen besondere Festsetzungenüber die Zusammen¬
setzung der bleibenden Verwaltungsdeputationen getroffen werden.

Stäüteordnung für die Provinz Hessen-Nassau vom 4. August (847.
8 64. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung einzelner

Geschäftszweige sowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge
können besondere Kommissionenentweder aus Mitgliedern des Ma¬
gistrats oder aus Mitgliedern beider Gemeindebehörden oder aus
letzteren und aus stimmfähigen Bürgern gewählt werden. Jur Bil-
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Städteordnung für die Provinz Westfalen vom 14. März 1855.

8 54. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung einzelner
Geschäftszweige sowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge
können besondere Deputationen entweder bloß aus Mitgliedern bei¬
der Gemeindebehörden oder aus letzteren und aus stimmfähigen Bür¬
gern gewählt werden . Zur Bildung gemischter Deputationen aus
beiden Stadtbehörden ist der übereinstimmende Beschluß beider er¬
forderlich . Zn diesen Deputationen und Kommissionen , welche übri¬
gens in allen Beziehungen dem Magistrat untergeordnet sind, werden
die Stadtverordneten und stimmfähigen Bürger von der Stadtverord¬
netenversammlung gewählt , die Magistratsmitglieder dagegen von
dem Bürgermeister ernannt , welcher auch unter letzteren den Vor¬
sitzenden zu bezeichnen hat.

Durch statutarische Anordnungen können nach den eigentümlichen
örtlichen Verhältnissen besondere Festsetzungen über die Zusammen¬
setzung der bleibenden verwaltungsdeputatione » getroffen werden.

Gemeindeversassnugsgesetz für die Stadt Frankfurt am Main
vom 25. März 1857.

8 55. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung einzelner
Geschäftszweige sowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge
können besondere Deputationen (Ämter ) entweder bloß aus Mit¬
gliedern des Magistrats oder aus Mitgliedern beider Gemeinde¬
behörden oder aus letzteren und aus stimmfähige » Bürgern eingesetzt
werden . Zur Bildung gemischter Deputationen aus beiden Gemeinde-
behürden ist deren übereinstimmender Beschluß erforderlich . Zu
diesen Deputationen , welche übrigens in allen Beziehungen dem
Magistrate untergeordnet sind , werden die Stadtverordneten und
Bürger von der Stadtverordnetenversammlung gewählt , die Ma-
gistratsmitglieder dagegen vom Bürgermeister ernannt , welcher auch
unter letzteren den Vorsitzenden zu bezeichnet hat.

Durch statutarische Anordnungen können besondere Bestimmungen
über die Zusammensetzung der dauernden verwaltungrdeputationen
getroffen werden.



134 Bayern

tiönigreich Bayern.
vayerisclp ; Semeindeordnung für die Landesteile diesseits »cs
ühelns . fGesetz vom 29. April 1869 . Ges.-Blatt für dos König¬

reich Bayern 1866/69 S. 863 .>
Art . >06. Zur Verwaltung örtlicher Stiftungen und Anstalten

sowie zur Besorgung bestimmter Geschäfte können auf Beschluß des
Magistrats besondere Ausschüsse aus Mitgliedern des Magistrats
oder aus zu Gemeindeämtern wählbaren Gemeindebürgern gebildet
werden , deren Auswahl dem Magistrate zusteht . Die hierzu berufe¬
nen Gemeindebürger verrichte » ihre Funktion unentgeltlich und
haben nur Anspruch auf Ersatz von Auslagen . Solche Ausschüsse sind
dem Magistrate untergeordnet , an dessen Instruktionen gebunden
und können von dem Magistrat aufgelöst werden . Der Bürgermeister
oder ein von ihm bxzeichnetcs Magistratsmitglied fuhrt den Vorsitz.

Die Funktion ständiger Ausfchüsse endet jedenfalls mit Ablauf
der Wahlperiode , in welcher sie gebildet worden sind.

Im Einverständnisse mit den Gemeindebevollmächtigten können
zur Vorbereitung von Leratungsgegenständen gemeinschaftliche Aus¬
schüsse gebildet werden , zu welchen jeder Körper eine bestimmte
Anzahl von Mitgliedern abordnet.

Pfälzisches Stäüteversassungrgesetz vom >ä. August >908.
Art . >06. Zur Verwaltung örtlicher Stiftungen und Anstalten

sowie zur Besorgung bestimmter Geschäfte können auf Beschluß
des Magistrats besondere Ausschüsse aus Mitgliedern des Magistrats
oder aus zu Gemeindeämtern wählbaren Gemeindebürger » gebil¬
det werde », deren Auswahl dem Magistrate zustcht . Die hierzu
berufenen Gemeindebürger verrichten ihre Funktion unentgeltlich
und haben nur Anspruch auf Ersatz von Auslagen . Solche Aus¬
schüsse sind dem Magistrate untergeordnet , an dessen Instruktionen
gebunden und können von dem Magistrate ausgelöst werden . Der
Bürgermeister oder ein von ihm bezeichnet «; Magistratsmitglied
führt den Vorsitz . Die Funktion ständiger Ausschüsse endet jede »,
falls mit Ablauf der Wahlperiode , in welcher sie gebildet wor¬
den sind.

Im Einverständnisse mit den Gemeindebevollmächtigten könne»
zur Vorbereitung von Leratungsgegenständen gemeinschaftliche Aus¬
schüsse gebildet werde », zu welchen jeder Körper eine , bestimmte
Anzahl von Mitgliedern abordnet.

vie Gemcindeorönung für die Pfalz . Gesetz vom 29. April 1869.
Art . 6? Abs. V. Zur Verwaltung örtlicher Stiftungen und Knstal-

ten sowie zur Besorgung bestimmter Geschäfte können auf Beschluß
des Demeinderates besondere Ausschüsse aus Mitgliedern dieses Kol¬
legiums oder aus wahlfähigen Gemeindegliedern gebildet werde »,
deren Auswahl dem Gemeinderate zusteht.
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Lachsen. Württemberg 135

Königreich Sachsen.
Aeoibierte Städteorünung und die Städteordnung für mittlere u »d
kleine Städte vom 24. April 187S. fAus : L. Michel . Die Kgl.
Sachs. Städteordnungen . Mit kurzen Anmerkungen unter besonderer
Berücksichtigung der ergangenen oberbehärdlichen Entscheidungen

und mit ausführlichem Sachregister .)
8 121 - Zur Unterstützung des Stadtrats können nach statutarischer

Bestimmung a> gemischte ständige Ausschüsse, k) Bezirksvorsteher be¬
stellt werden.

8 irr. Die gemischten Ausschüsse sind aus einem oder mehreren
Katsmitgliedern und einer Anzahl von Stadtverordneten oder
andere » nach Z 46 wählbaren Bürgern zusammenzusetzen . Die Uats-
mitglieder werden vom Stadtrate , die übrigen Ausschußmitglieder
von den Stadtverordneten nach der Vorschrift im Z 91 Abs. 2 er¬
nannt . (Oie Mahl der übrigen Uatsmitglieder steht den Stadtverord¬
neten zu.)

8 irr . Den Vorsitz hat stets ein vom Stadtrate .zu bezeichnendes
Katsmitglied zu führen . Die Beschlüsse erfolgen nach Stimmen¬
mehrheit / bei Gleichheit der Stimmen steht dem Vorsitzenden die
entscheidende Stimme zu.

8 124. Die Ausschüsse führen ihre Geschäfte in Unterordnung
unter dem Stadtratc . Insoweit ihnen ausnahmsweise das Uecht
selbständiger Verfügungen übertragen wird , stehen ihnen die Uechte
einer Behörde zu.

Ilönigl . Sächs. Landgcmeiiidcorünung in der Fassung vom >l- I »Ii
lblö und Semeinüeverbandsgesetz vom >8. Zuni 14 >0. sltcxtans-
gabc mit Sachregister , herausgegeben von E. Michel . Amtshaupt-

mann in Lhemnitz .)
8 7t . Zur Unterstützung des Gemcindcvorstandes sowie zur Vor¬

bereitung der Gemeinderatsbeschlüsse können durch lvrtsgcsetz für
bestimmte Zozeige der Gemeindeverwaltung gemischte Ausschüsse be¬
stellt werden , deren Mitglieder vom Gemeinderat aus seiner Mitte
und aus den übrigen stimmberechtigten Gemeindcmitgliedcrn ge¬
wählt werden . In die Ausschüsse für Angelegenheiten der Armen-
und Kranken -, Waisen - und öffentlichen Gesundheitspflege sowie der
Fürsorgeerziehung können auch . Frauen  ohne Uücksicht auf ihre
Stimmberechtigung gewählt werden . Den Vorsitz in den Ausschüssen
führt der Gemeindevorstand , sofern er sich nicht von einem Gemeinde-
ratsmitglied vertreten läßt.

Über die Zuständigkeit der Ausschüsse, insbesondere darüber , ob
ihnen ausnahmsweise das Uecht selbständiger Verfügungen über¬
tragen wird , ist ebenfalls durch Drtsgesetz Bestimmung zu treffen.

Königreich Württemberg.
vezirkrorönung vom 28. Zull l 'tüb . fTcxtausgabe mit Anmerkun¬

gen , Verweisungen und Sachregister von vr . zur . Michel .)
Art . Zü. Die Amtsversammlung kann die unmittelbare Verwal¬

tung und Beaufsichtigung einzelner Anstalten und Einrichtungen
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der Amtskörperschaft sowie die Besorgung eines bestimmten Krei¬
ses von Geschäften oder einzelner Aufträge von ihr zu wählenden
Kommissionen übertragen - Sie kann in diele Kommissionen neben
einem oder mehreren Mitgliedern der Amtsversammlung auch andere
Personen berufen - Die Berufung erfolgt , wofern nicht bei der Be¬
rufung ein kürzerer Zeitraum angegeben ist, bei den der Amts-
versammlung angehörigen Mitgliedern auf die Dauer der Mahl der¬
selben in die Amtsversammlung , bei den andern Mitgliedern aus
drei Jahre . Lin Zwang zur Annahme der Berufung ist abgesehen
von den Fällen einer auf Amtsvechältnis beruhenden Verpflichtung
nur für die Mitglieder der Amtsversammlung begründet.

vie Kommissionen sind der Amtsoersammlung untergeordnet und
an deren Melsungen gebunden , auch ist die Amtsversammlung befugt,
die den Kommissionen zugewiesenen Aufgaben jederzeit ganz oder
teilweise an sich zu ziehen.

wenn der Dbcramtsvorstand den Vorsitz in der Kommission nicht
übernimmt oder an der Führung desselben in einzelnen Sitzungen
verhindert ist, wird der Vorsitz durch ein von der Kommission ge¬
wähltes Mitglied geführt - Der Dberamtsoorstand ist, auch wenn
er den Vorsitz nicht übernimmt , berechtigt , den Versammlungen der
Kommissionen anzuwohncn ; er ist zu ihren Sitzungen einzuladen.

Semeinüeordnung vom 28. Juli lyOti.. fTcxtausgabe mit Anmer-
mcrkungcn , Verweisungen und Sachregister von Vr . zur . Michel .)
Art . 8Y. Zur Erleichterung der Verwaltung können für einzelne

Zweige derselben besondere , aus Mitgliedern des Gemeinderats und
des Bürgerausschusses und gecignetenfalls auch aus sonstigen Per¬
sonen bestehende Kommissionen gebildet werden , deren Einrichtung
und Wirksamkeit unbeschadet der Vorschriften des Art . 31 Abs. 3
durch Gemeindesatzung bestimmt wird . Line solche Satzung unter¬
liegt der Genehmigung der Kreisregierung . Die Wahl der Mitglie¬
der der Kommission erfolgt in gemeinschaftlicher Sitzung der Ge¬
meindekollegien und kann von den letzteren jederzeit widerrufe»werden.

Jeder Kommission mutz ein Mitglied des Gemeinderats als Vor¬
sitzender angehären . Sind mehrere Mitglieder des Gemeinderats
in die Kommission berufen , so hat der Grtsvorsteher unter den¬
selben den Vorsitzenden zu bezeichnen , fall ; er nicht selbst den Vor¬
sitz übernimmt.

Die Kommissionen sind in allen Angelegenheiten dem Gemeindc¬
rate untergeordnet und an dessen Weisungen gebunden

Grotzherzogtum Baden.
Ltädteordnung nach dem Stand vom t . Januar t <»it . (Tertansgnbc

mit Sachregister von vr . Otto Moericke .̂
H 27. Für einzelne verwaltungrzweige können zur Unterstützung

des Stadtrats besondere bleibende städtische Kommissionen gebildet
werden , deren Einrichtung und Wirkungskreis in dem Vrtsstatut
oder durch Gemeindebeschlutz mit Genehmigung des Ministeriums
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des Innern zu bestimmen ist. Jeder Kommission mutz ein Mitglied
des Stadtrats als Vorsitzender angehörcn ; im übxigen kann sie aus
Mitgliedern des Stadtrats , Stadtverordneten und aus anderen Lue¬
gern zusammengesetzt werden . Den Kommissionen für das Rrmcn-
wesen, für Unterrichts - und Erziehungsangelegcnhcite », für das
öffentliche Gesundheitswesen und für sonstige Rufgaben , bei denen
nach der Rrt des Gegenstandes die Mitwirkung von Frauen wün¬
schenswert ist, müssen Frauen als Mitglieder  angehörc » :
es kann bestimmt werden , datz diesen Kommissionen bis zu einem
viertel der Mitglieder Frauen mit Sitz und Stimme angehören sollen.
Die einer solchen Kommission ungehörigen Frauen müssen im übri¬
gen den in 8 19 Rbs . l verlangten Erfordernissen entsprechen mit
der Maßgabe , daß bei verheirateten Frauen die Rbgabenzahlung
seitens des Ehemanns als Erfüllung des Erfordernisses gilt . Sämt¬
liche Mitglieder werden in einer gemeinsamen Beratung des Stadt¬
rates und des Stadtverordnetenvorstands ernannt.

Der Gberbürgermeister ist jederzeit berechtigt , den Kommifsions-
sitzungen beizuwohnen und , wenn es ihm nötig oder zweckmäßig
erscheint , ausnahmsweise den Vorsitz zu übernehmen . Die Kom¬
missionen sind dem Ltadtrat untergeordnet , welcher über Beschwer¬
den gegen dieselben vorbehaltlich des Rekurses zu beschließen hat.

Die 88 37 —39 finden auch auf diejenigen Kommissionsmitglied .er
Rnwendung , welche nicht zugleich Stadträte sind.

Scmeindeor - nung für die nicht unter die Ltäüteordnung fallenden
Eemeinden »ach dem Staub vom f. Januar fyff.  fTextansgabe

mit Sachregister von vr . Gtto Moericke .)

8 28. In Gemeinden mit mindestens 2000 Einwohnern können
für einzelne Verwaltungszweige zur Unterstützung des Gemeinde-
rats besondere bleibende Kommissionen gebildet werden , deren Ein¬
richtung und Wirkungskreis durch Gcmeindcbcschluß mit Genehmi¬
gung des Ministeriums des Innern zu bestimmen ist. Sämtliche
Mitglieder dieser Kommissionen werden vom Demeinderat ernannt.
Jeder Kommission muß ein Mitglied des Gemeinderats als Vor¬
sitzender angehören ; im übrigen kann sie aus Mitgliedern - es Ge¬
meinderats des Bürgerausschusses und aus anderen wahlberechtigten
Bürgern und Einwohnern zusammengesetzt werden . Den Kommissio¬
nen für das Rrmenwesen , für Unterrichts - und Lrziehungsangelcgen-
heiten , für das öffentliche Gesundheitswesen und für sonstige Ruf¬
gaben , bei denen nach der Rrt des Gegenstandes die Mitwirkung
von Frauen wünschenswert ist, müssen Frauen als Mitglie¬
der  angehören ; es kann bestimmt werden , daß diesen Kommissionen
bis zu einen » viertel der Mitglieder Frauen mit Sitz und Stimme
angehören sollen . Die einer solchen Kommission «»gehörigen Frauen
müssen im übrigen den in 8 16 Rbs . 1 verlangten Erfordernissen
entsprechen mit der Maßgabe , daß bei verheirateten Frauen die
Rbgabenzahlung seiten ; des Ehemannes als Erfüllung des Erfor¬
dernisses gilt.

Der Bürgermeister ist jederzeit berechtigt , der Kommissivnssitzung
beizuwohnen und , wenn es ihm nötig oder zweckmäßig erscheint,
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ausnahmsweise den Vorsitz zu übernehmen. Die Kommissionensind
dem Gemeinderat untergeordnet , welcher über Beschwerden gegen
sie vorbehaltlich des Nekurse; zu entscheiden hat.

Die ZZ ZZ und ZS finden auch auf diejenigen Kommissionsinitglie,-
der Anwendung, welche nicht zugleich Gemcinderäte find.

Zn bezug auf die Beaufsichtigung der Volksschulen gelten die be<
sonderen Bestimmungen des Schulgesetzes. Zn der Armenkommission
und in der Kommisfion für das öffentliche Gesundheitswesen sollen
die Armenärzte und, wo die Drispolizei einer Staatsstelle über¬
tragen ist, der Polizeibeamte , in der ersteren außerdem der Grts-
pfarrer jeder Konfession, in der letzteren am Wohnsitz des Bezirks,
arztes auch dieser Sitz und Stimme haben. Sind in der Gemeinde
mehrere Grtspfarrer der gleichen Konfession, so bleibt es der .zu¬
ständigen oberen Kirchenbehörde überlassen, zu bestimmen, wer von
ibnen in die genannten Kommissionengemäß dem Gemeindebeschluß
einzutreten hat.

Grotzherzogtum Hessen.
Stäüteordnung vom 8. Zull syss . sämtliche Handausgabe mit Er¬
läuterungen , auf Grund der amtlichen Materialien berausgegeben

von kV. Best.)
Art. 15t (Deputationen ). I . Zur dauernden Verwaltung einzel¬

ner Geschäftszweige können besondere Deputationen bestellt wer¬
den. Die Wahl ihrer Mitglieder hat durch die Stadtverordneten¬
versammlung entweder nur aus Stadtverordneten oder aus solchen
und aus wählbare » Angehörigen der Stadtgemeinde zu erfolgen.

II . Nähere Bestimmungen, insbesondere über die Bildung und
Zusammensetzungder Deputationen , ihre Beschlußfähigkeit, die Zahl
ihrer Mitglieder sowie die Feststellung ihres Geschäftsbereichskönnen
mit Genehmigung des Krcisrats erlassen werden.

III . Durch Beschluß der Stadtverordnetenversammlung können
mit Genehmigung des Kreisrats den Deputationen bestimmte Ge¬
schäfte überwiesen werden, für deren Erledigung an sich die Stadt¬
verordnetenversammlung zuständig ist. 2)

1) Wesen und Art der Deputationen im Gegensatz zu den Aus¬
schüssen ist durch Abs. I bestimmt. Die Deputationen sind zur dauern¬
den Verwaltung einzelner Geschäftszweige der städtischen Betriebe
(z. B. Gaswerk, Wasserwerk, Elektrizitätswerk , Schlachthaus, Armen¬
verwaltung , Friedhofsvcrwaltung usw.j bestimmt und bilden in
dieser Eigenschaft gewissermaßen eine Verstärkung des Bürger¬
meisters, eine ihm zur Seite gestellte Beihilfe.

2) Nach Abs. Z ist es zulässig, daß den Deputationen bestimmte
Geschäfte überwiesen werden, für deren Erledigung an sich die
Stadtverordnetenversammlung zuständig ist. Erfahrungsgemäß ist
die Stadtverordnetenversammlung nicht in der Lage, über alle Ein¬
zelheiten der Verwaltung Entschließungen zu treffen . Schon heute
besteht das dringende Bedürfnis , im Wege der Erweiterung der Zu¬
ständigkeit der Deputationen das Plenum zu entlasten. Hiernach
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Art . irr . Durch Beschluß der Stadtverordnetenversammlung kann
abweichend von der Vorschrift des Art . 131 Abs. I bestimmt wer¬
den . daß den Deputationen für das Armenwesen , für Unterrichts¬
und Lrziehungswesen , Gesundheitspflege und Krankenhauswesen
Frauen ') bis zu einem viertel der Mitglieder mit Sitz und Stimme
angehören können.

Lanügemeindcordnung vom 8. Zull 14N . (Amtliche Handausgabe
mit Erläuterungen , auf Grund der amtlichen Materialien heraus¬

gegeben von lv . Best.)

Die Deputationen und Kommissionen . *)
Art . l2y <Deputationen >. I. 3ur dauernden Verwaltung oder Be¬

aufsichtigung einzelner Geschäftszweige können besondere Deputa¬
tionen ") bestellt werden . Die Wahl ihrer Mitglieder hat durch den
Gemeinderat entweder nur aus Gcmeinderatsmitgliedern oder aus
solchen und aus wählbaren Ungehörigen der Gemeinde zu erfolgen.

II . Nähere Bestimmungen , insbesondere über die Bildung und Zu¬
sammensetzung der Deputationen , ihre Beschlußfähigkeit , die Zahl

kann die Stadtverordnetenversammlung die Entscheidung der Frage,
ob Arbeiten freihändig oder im Wege des öffentlichen Ausschrei-
bens vergeben werden sollen , ob der wenigstfordernde bei solchen
Vergebungen nicht zu berücksichtigen ist, ob Produkte oder Abgänge
des Betriebs aus freier Hand oder im Wege der Versteigerung ver¬
kauft werden sollen , die Anstellung und Entlassung von Beamten
einer städtischen Anstalt der Deputation übertragen.

1) Oie den Deputationen ungehörigen Frauen brauchen die all¬
gemeinen Erfordernisse für die Stiinmbcrechtigung und Wählbar¬
keit in der Gemeinde nicht zu besitzen.

2) Ein Antrag auf Bestellung von Ausschüssen zur Vorbereitung
der Gemeinderatsbeschlüsse — wie sie in Art . 130 der Städteordnung
vorgesehen sind — fand keine Annahme . Der Ausschußbericht 2 Kr.
bemerkt hierzu : „Die Mehrheit des Ausschusses ist der Ansicht , daß
die in Art . 129— 136 vorgesehenen , auch in Art . SO der 1874er
Landgemeindeordnung zugelassenen Deputationen zur dauernden Be¬
aufsichtigung oder Verwaltung einzelner Geschäftszweige und Kom¬
missionen zur Erledigung vorüberLehender oder dauernder Auj.
träge dem Bedürfnisse aller Landgemeinden nach Entlastung des
Bürgermeisters genügen . Will dieser die Vorbereitungen zu den vom
Gemeinderat zu fassenden Beschlüssen nicht selbst treffen , dann kann
er sie der betreffenden Deputation oder Kommission übertragen.
Sn den Städten mit ihren vielen Verwaltungszweigen sind Aus¬
schüsse notwendig und auch aus der gtoßen Zahl der Stadtverord¬
neten leicht zu bilden , in den Landgemeinden aber müssen die Ge-
meinderatsmitglieder der Drte , wo Deputationen oder Kommissio¬
nen bestehen oder neu eingeführt werden , sowieso mehreren ver¬
leiben angehären ; die Errichtung von weiteren Sonderkörperschaften
würde nur verwirren , ohne großen Nutzen zu haben ."

3) vgl . Anmerkung I zu Art . 131 der Städteordnung,
klpplant , Vas kommunale Wahlrecht der Frauen 10
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ihrer Mitglieder und deren Amtsdaucr sowie die Feststellung ihres
Geschäftsbereichs sind durch kreisamtlich genehmigten Gemeinderats-
bcschluß zu treffen.

III . Durch kreisamtlich genehmigten Gemeinderatsbefchluß können
den Deputationen bestimmte Geschäfte überwiesen werden , für deren
Erledigung an sich der Gemeinderat zuständig ist. ')

Art . ISO . Durch Gemeinderatsbeschluß kann , abweichend von der
Vorschrift des Art . I2S Abs. I , bestimmt werden , daß den Deputa¬
tionen für das Armenwesen , für Unterrichts - und Lrziehungswesen,
Gesundheitspflege und Krankenfürsorge Frauen -) bis zu einem vier¬
tel der Mitglieder mit Sitz und Stimme angehören können.

Grotzherzogtum Mecklenburg-Strelitz.
Stadt -Ordnung für die Residenzstadt Neustrelitz vom 19. Juli 1912.

8 89. Die Verwaltung der städtischen Ungelegenheiten steht in
ihrem ganzen Umfange dem Magistrate zu . Für die Hauptzweige
der Verwaltung sind Ausschüsse zu bilden , welche aus den nach der
Geschäftsordnung im Magistrate zuständigen oder einem anderen
für den einzelnen dazu kommittierten Mitglieds desselben als Vor¬
sitzenden und einem oder zwei Stadtverordneten (vgl . Z 21) be¬
stehen.

Die Ausschüsse, welche vom Magistrate auch in außerordentlichen
Fällen angeordnet werden können , müssen sich bei Ausrichtung ihrer
Geschäfte nach den einschlagenden gesetzlichen Vorschriften richten
und sind dem Magistrate für getreue Erfüllung ihrer (Obliegenheiten
verantwortlich . Können sich die Mitglieder der Ausschüsse über die
zu treffenden Maßregeln nicht einigen , so haben sie die Entschei¬
dung des Magistrats einzuholen , in dringenden und eiligen Fällen
aber nach der Ansicht des Vorsitzenden zu verfahren.

Die Ausschüsse haben dem Magistrate schriftlich Bericht über ihre
Tätigkeit zu erstatten.

Grotzherzogtum Oldenburg.
Revidierte Gemelnüeordnung für das Herzogtum Oldenburg vom

>5. April 1873 In der am 1. Februar 1914 geltenden Fassung.

Art . 37. Jur laufenden Verwaltung einzelner Geschäftszweige oder
örtlicher Anstalten und Stiftungen sowie zur Erledigung vorüber¬
gehender Aufträge können , soweit nicht schon das gegenwärtige Ge¬
setz in betreff der Armenverwaltung dies angeordnet hat , mit Zu¬
stimmung der Gemeindevertretung Kommissionen eingesetzt werden,
die unter dem Vorsitze eines Mitgliedes des Vorstandes aus Mit¬
gliedern der Gemeindevertretung oder aus anderen wählbaren Ge¬

ll vgl . Anmerkung 2 zu Art . 1ZI der Städteordnung.
2) Die den Deputationen angehörigen Frauen brauchen die all¬

gemeinen Erfordernisse für die Stimmberechtigung und Wählbar¬
keit in der Gemeinde nicht zu besitzen.
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meindebürgern gebildet werden . Die hierzu berufene » Gemeinde¬
bürger sind zur Annahme der Wahl verpflichtet , sofern ihnen nicht
einer der im Art . 7 aufgeführten Lntfchuldigungsgründe zur Seite
steht , verrichten ihre Funktionen unentgeltlich und haben nur Ein¬
spruch auf Ersatz von Kurtagen . Die Kommissionen sind berechtigt,
sich mit Zustimmung der Gemeindevertretung durch dazu bereit¬
willige Gcmeindeangehörige männlichen oder weiblichen Geschlechts,
die das 24 . Lebensjahr vollendet haben , zu verstärken . Sie sind
dem Vorstände untergeordnet und werden durch ihn nach aussen
vertreten.

Die Funktion ständiger Kommissionen endet mit jeder regelmäßi¬
gen Erneuerung der Gemeindevertretung , und ist alsdann jedesmal
eine Neuwahl vorzunehmen.

Ilcvidierte Gemeinüeordnung für das Fürstentum virkenfelü vom
2«. März >876 . (Sonderabdruck mit den Änderungen und Ergänzun¬

gen bis zum l . Juli 1909 .)
Art . ä». Zur laufenden Verwaltung einzelner Geschäftszweige

oder örtlicher Anstalten und Stiftungen sowie zur Erledigung vor¬
übergehender Aufträge können mit Zustimmung des Gemeinderates
Kommissionen vom Gcmeindcvorstandc eingesetzt werden , die unter
dem Vorsitze des Schöffen ödes eines Beisitzers aus Mitgliedern des
Gemeinderats oder aus anderen wählbaren Gcmeindcbürgern ge¬
bildet werden . Die hierzu berufenen Gemcindebürger sind zur An¬
nahme der Wahl verpflichtet , sofern ihnen nicht einer der im Art . 19
aufgeführten Entschuldigungsgründe zur Seite steht , verrichten ihre
Funktion unentgeltlich und haben nur Anspruch auf Ersah von
Auslagen . Die Kommissionen sind dem Schöffen untergeordnet und
werden durch denselben nach außen , namentlich bei den Behörden,
vertreten.

Die Funktion ständiger Kommissionen endet mit jeder regelmäßi¬
gen Erneuerung des Gemcinderates , und ist alsdann jedermal eine
Neuwahl vorzunehmen.

Ilevidierte Gemeindeordnung für das Fürstentum Lübeck vom
ZV. März 1876 in der am l . Dezember i <»l2 geltenden Fassung.

Art . S7. Zur laufenden Verwaltung einzelner Geschäftszweige
oder örtlicher Anstalten und Stiftungen sowie zur Erledigung vor¬
übergehender Aufträge können , soweit nicht schon das gegenwärtige
Gesetz dieserhalb Anordnungen getroffen hat , mit Zustimmung der
Gemeindevertretung Kommissionen eingesetzt werden , die unter dem
Vorsitze eine ; Mitgliedes des Vorstandes aus Mitgliedern der Ge¬
meindevertretung oder aus anderen wählbaren Gemeindebürgern
gebildet werden . Die hierzu berufenen Gemeindcbürger sind zur
Annahme der Wahl verpflichtet , sofern ihnen nicht einer der im
Art . 7 aufgeführten Lntschuldigungsgründe zur Seite steht , ver¬
richten ihre Funktionen unentgeltlich und habe » Anspruch nur aus

1) Die letzten zwei Sätze beruben auf dem Gesetz vom 6. Januar
1914.

1«^
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Ersatz von Auslagen . Den Vorsitz in der Kommission führt ein Mit¬
glied des Vorstandes, das unter Anwendung der für den Gemeinde-
rot geltenden Geschäftsordnung die Geschäfte leitet . Die Kommissio¬
nen sind dem Vorstande untergeordnet und werden durch denselben
nach atzßen, namentlich bei den Behörden, vertreten.

Die Funktion ständiger Kommissionen endet mit jeder regelmäßigen
Erneuerung der Gemeindevertretung , und ist alsdann jedesmal eine
lkeuwahl vorzunehmen.

Grotzherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach.
Gemeinüeordnung siir das Grotzherzogtum Lachsen vom l7. April
1895 nebst Ausführungsverordnung vom »8. April 1895 und Ge-
setzernachträgen vom 8. März 1902, 20. Februar 1905, 50. März

190-1 und 22. März 1905.
Art. 120. Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäfts¬

zweige als auch zur Erledigung einzelner bestimmter Angelegen¬
heiten können durch gemeinschaftlichen Beschluß des Gcmeinderats
und des Gemeindcvorstandes besondere Kommissionen unter dem
Vorsitze des Gemeindevorstandes gebildet werden. Ist nach erfolgter
Einigung über die Bildung der Kommission ein Einverständnis über
die Wahl der Mitglieder derselben nicht zu erreichen, so wählt die
zu der Kommission bestimmten Mitglieder aus dem Gemeinderate
dieser, die übrigen Mitglieder der Gemcindevorstand.'

Der Gemeinderat hat die den Mitgliedern zu ersetzenden Aus¬
lagen und etwa für ihre Mühewaltung in besonderen Aufträgen
zuzubilligende Vergütung zu bestimmen.

Herzogtum Vraunschweig.
Gesetz, betr . Ltäüteordnung für das Herzogtum Vraunschweig,
ä. 6. Lamenz, den 18. Juni 1892. (Gesetz- und Verordnungs -Samm¬

lung Nr . 32. Braunschweig, den 19. Juli 1892 .)
Z 111 (Deputationen ). Sowohl zur dauernden Verwaltung oder

Beaufsichtigung einzelner Geschäftszweige als zur Erledigung ein¬
zelner bestimmter Angelegenheiten und Aufträge können auf Be¬
schluß des Ltadtmagistrates und der Stadtverordneten besondere De¬
putationen entweder nur aus Mitgliedern des Ltadtmagistrates oder
aus Mitgliedern beider städtischer Kollegien oder aus Mitgliedern
beider Kollegien und anderen Bürgern gebildet werden. Die Mit¬
glieder solcher Deputationen werden, soweit Mitglieder des Stadt-
magistratcs in Betracht kommen, von dem Stadtmagistrate , im übri¬
gen von den Stadtverordneten gewählt . Ltadtmagistrat und Stadt¬
verordnete sind befugt, den von ihnen erteilten Auftrag jederzeit
zurückzunehmen und andere veputationsmitglicder zu wählen.

Die Deputationen stehen unter Aufsicht und Leitung des Stadt-
magistrates . Lin Mitglied des letzteren führt in ihnen den Vorsitz.
Das Amt eines veputationsmitgliedes kann nicht abgelehnt werden,
jedoch befreit eine dreijährige Verwaltung des Amtes für die nächsten
drei Jahre von der Verpflichtung zur Fortführung desselben.
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Herzogtum Anhalt.
Ltadtorünung , öffentlich bekanntgemacht und aurgegeben am
t4- März 189». (Ges.°S. für das Herzogtum Anhalt Nr. 829.)

8 80 . Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäfts¬
zweige als zur Erledigung einzelner bestimmter Angelegenheiten
und Aufträge können vom Gemeinderate besondere Deputationen
aus Mitgliedern des Gemeindevorstandes, Stadtverordneten und Bür¬
gern gebildet werden. Diese Deputationen sind dem Bürgermeister
untergeordnet , und das denselben angehörige Mitglied des Ma¬
gistrats führt den Vorsitz. Ist ein solches nicht vorhanden, so hat
der Bürgermeister ein^Mitglied des Magistrats in die Deputation
abzuordnen, welches den Vorsitz übernimmt.

Herzogtum Sachsen-Meiningen.
Gemeindeorünung vom tb. März 189?. (Sammlung der landesherr¬

lichen Verordnungen im Herzogtum Sachsen-Meiningen . Nr . 58.)
Art. 4b. Der Gemeinderat ist befugt, zur Handhabung seiner Auf.

sicht, zur Vorbereitung seiner Beratungen und auf Antrag des Ge¬
meindevorstandes zur Unterstützung desselben in bestimmten Zwei¬
gen der Gemeindeverwaltung aus seiner Mitte Ausschüsse zu be¬
stellen, auch denselben andere geeignete Einwohner der Gemeinde
mit beratender Stimme beizugeben.

Der Gemeinderat darf seine Beschlüsse nicht selbst zur Ausführung
bringen, doch steht ihm das Recht der unmittelbaren Seschwerde-
führung zu.

Herzogtum Sachsen-Loburg -Gotha.
Gemeiiidegesetz vom 11. Zunl 1838.

sDothaisches Gemeiudeverfassungs- und Gemeindeverwaltungsrecht.
Zum Handgebrauch der Behörden, insbesondere der Gemeindevor¬

stände, bearbeitet von Ernst v. Strenge.)
8 133 . Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung einzelner

Geschäftszweige sowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge
können besondere Kommissionen entweder bloß aus Mitglie¬
dern des Stadtrats oder aus Mitgliedern desselben und der Stadt¬
verordnetenversammlung oder aus Mitgliedern beider und aus
stimmfähigen Bürgern gewählt werden. Zur Bildung gemischter
Kommissionen aus beiden städtischen Grganen ist der übereinstim¬
mende Beschluß beider erforderlich. Zu diesen Kommissionen, welche
übrigens in allen Beziehungen dem Stadtrate untergeordnet sind,
werden die Stadtverordneten und stimmfähigen Bürger von der
Stadtverordnetenversammlung gewählt , die Stadtratsmitglieder da¬
gegen von dem Bürgermeister ernannt , welcher auch unter letzteren
den Vorsitzenden zu bezeichne» hat.

Durch Drtsstatut können nach den eigentümlichen örtlichen Ver¬
hältnissen besondere Bestimmungen über die Zusammensetzungblei¬
bender Verwaltungskommissionen getroffen werden.
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Herzogtum Sachsen-klltenburg.
Städteordnung für dar lstrzogtum Sachsen-Altenburg vom >0. Juni
t8 ?7. (Herzoglich Sachsen-Altenburgische Gesetzsammlung Stück V

1897. Ausgegeben den l7 . Juni >897.)
8 73. Zur Vorbereitung von Beschlüssen oder zur Besorgung lau¬

fender Geschäfte der Stadtverwaltung können durch Brtsstatut oder
durch Beschlüsse der städtischen Vrgane ständige oder zeitweilige,
aus Mitgliedern des Stadtrats und der Stadtverordneten bestehende
Ausschüsse gebildet werden, von der Einrichtung ständiger Aus¬
schüsse ist der Aufsichtsbehörde in allen Fällen unter Vorlegung
der betreffenden Beschlüsse Anzeige zu machen.

Fürstentum Reutz jüngere Linie.
Semeindeordnung vöm 44. Juli 1914-

8 97. Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäfts¬
zweige als auch zur Erledigung einzelner bestimmter Angelegenheiten
können durch übereinstimmenden Beschluß des Gemeinderates und des
Gemeinüevorstandes gemeinschaftliche Ausschüsse aus Mitgliedern des
Gemeinderates , des Gemeindevorstandes und nach Bedarf auch aus
sonstigen Gemeindestimmberechtigten unter dem Vorsitze des Ge-
meindevorstandcs gebildet werden. Die Mahl der G.emeinderatsmit-
glieder und der Gemeindestimmbercchtigten erfolgt durch den Ge¬
meinderat . Vieser bestimmt auch, ob den Genannten neben dem Er¬
sätze ihrer Auslagen eine Vergütung für ihre Mühewaltung bei
besonderen Aufträgen zu gewähren ist.

Lin solcher Ausschuß muß gebildet werden zur Prüfung des
Rassen- und Rechnungswesens und zur Vornahme unvorhergesehener
Rassenrevisionen.

Fürstentum Reutz ältere Linie.
Semeindeordnung für das ziirstentum Neuß ältere Linie

vom LS. Januar (87(. (Unter Berücksichtigungder Nachträge und
Ausführungsverordnungen herausgegebcn von Strauß . Berlin 1897.

Art. (2S. Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäfts¬
zweige, als zur Erledigung einzelner bestimmter Angelegenheiten
können auf Beschluß des Gemeinderates besondere Rommissionen
gebildet werden, welche dem Gemeindevorstande unter dessen Lei¬
tung an die Hand gehen. Die dazu bestimmten Mitglieder aus dem
Gemeinderate wählt dieser, die übrigen Mitglieder der Vorstand

Ver Gemeinderat hat die den Mitgliedern zu ersetzenden Aus¬
lagen und etwa für ihre Mühewaltung in besonderen Aufträgen
zuzubilligende Vergütung zu bestimmen.
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Fürstentum Lippe -Detmold.
Gesetz über die Städteordnung für dar Fürstentum Lippe vom
17. April 1886  mit den durch Gesetz vom 20, Iuli >007 getrossenen
Abänderungen nebst einer allgemeinen Übersicht und einem Sach¬

register. (Detmold 1912, Meyersche Hofbuchdruckerei.)
Z 77. Zur laufenden Verwaltung einzelner Geschäftszweige oder

örtlicher Anstalten und Stiftungen sowie zur Erledigung vorüber¬
gehender Aufträge können mit Zustimmung der Stadtverordneten¬
versammlung Kommissionen eingesetzt werden, die aus Mitgliedern
der Stadtverordnetenversammlung oder aus anderen wählbaren Bür¬
gern gebildet werden. Oie Wahl der Kommission findet in vereinig¬
ter Versammlung des Magistrats und der Stadtverordneten statt.
Den Vorsitz in solchen Kommissionen führt in der Kegel ein Mit¬
glied des Magistrats.

Oie hierzu berufenen Bürger sind zur Annahme der Wahl ver¬
pflichtet, sofern ihnen nicht einer der im 8 14 aufgeführten Lntschul-
digungsgründe zur Seite steht, verrichten ihre Funktionen unent¬
geltlich und haben nur Anspruch auf Ersatz der Auslagen.

Oie Kommissionen, mit Ausnahme der in 88 128 und 129 erwähn,
ten Armenkommission, sind dem Magistrat untergeordnet und werden
durch denselben nach außen, namentlich bei den Behörden, ver¬
treten.

Mit jeder regelmäßigen Erneuerung der Stadtverordnetenver¬
sammlung ist zugleich die Erneuerung der ständigen Kommissionen
vorzunehmen.
Gesetze, betr . die Dorfs- und Amtsgemeinheorüniing, vom 18. April
1803 bzw. vom 21. Juli 1407. (Detmold 1912, Megersche Hofbuch¬

druckerei.)
II. Amtsgemeindeordnung.

8 27. Der Amtsgemeinderat kann zur Erledigung einzelner be¬
stimmter Angelegenheiten sowie zur selbständigen Verwaltung ge¬
wisser Geschäftszweige Ausschüsse einsetzen, welche aus Mitgliedern
des Amtsgemeinderats oder anderen Angehörigen der Amtsgemeinde
bestehen.

Bezüglich der Begründung zur Ablehnung derartiger Ämter gelten
die ZZ 13 und 14 der vorfsgemeindeordnunL sinngemäß.

Fürstentum Schwarzburg -Rudolstadt.
Gemeindeordnung für das Fürstentum Lchwarzburg-Au- olstadt vom

0. Zun! 1876.
Für städtische Gemeinden.

Art. Hl . Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäfts¬
zweige als zur Erledigung einzelner bestimmter Angelegenheiten
können auf Beschluß des Stadtrats besondere Kommissionen gebildet
werden, welche dem Bürgermeister unter dessen Leitung an die
Hand gehen.
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Fürstentum Schwarzburg -Sondershausen.
Gemeindcordnung vom >. Znni 1412 nebst Ausführungsverordnung
vom 25. September 1412. (Sondershausen 1912 , Fr . Aug . Lupels

ksofbuchdruckerei .)

8 4b. l . Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäfts¬
zweige als zur Erledigung einzelner bestimmter Angelegenheiten und
Aufträge können besondere Kommissionen aus dem Gemeindevor-
stande und Mitgliedern des Gemeinderats und aus den in diesen
wählbaren Bürgern gebildet werden . Sie sind in jeder Beziehung
dem Gemeindevorstande untergeordnet . 2. Zu diesen Kommissionen
werden die Demeinderatsmitglieder vom Gemeinderat gewählt , die
übrigen Mitglieder aber vom Gemeindevorstand ernannt , der , wenn
er den Vorsitz nicht selbst übernimmt , auch den Vorsitzenden zu be¬
stimmen hat.

Fürstentum waldeck.
Gemeinüeordnung vom 1b. August 1855 . Auf Grund des Art . III
des Gesetzes vom 6 . Februar 1888 neu redigiert . (Mengeringshausen

1910 , kveigelsche lsofbuchdruckerei .)

(Ls gibt keine gesetzlichen Bestimmungen über Verwaltungsdepu¬
tationen .)

Fürstentum Schaumburg -Lippe.
Stäüteordnung vom IS. Zuli 1406.

8 8S. Die städtischen Kollegien können , abgesehen von den durch
besondere gesetzliche Bestimmungen geforderten Ausschüssen , zu ihrer
Unterstützung ständige oder vorübergehend tätige Ausschüsse be¬
stellen.

8 8-1. Über die Zusammensetzung und Zuständigkeit ständiger
Ausschüsse sind ortsgesetzliche Bestimmungen zu treffen , wobei jedoch
davon auszugehen ist, I . daß ein jeder Ausschuß bestehen muß:
a) aus einem oder mehreren Mitgliedern des Magistrats , welche
dieser ernennt , und b) aus einem oder mehreren Bürgervorstehern,
welche in ortsgesetzlich bestimmter Zahl von den Bürgervorstehern
dazu gewählt werden : 2. daß auch andere Bürger den Ausschüssen
beigeordnet werden können . Oie Zusammensetzung und Zuständigkeit
vorübergehend tätiger Ausschüsse wird bei ihrer Bestellung fest¬
gesetzt.

8 85. In den Ausschüssen , zu denen Mitglieder aus beiden städti¬
schen Kollegien gehören , hat stets das vom Magistrat zu bezeichnende
Mitglied den Vorsitz , auch führen alle Ausschüsse ihre Geschäfte
in Unterordnung unter den Magistrat . Im übrigen finden auf die
Geschäftsführung der Ausschüsse die Vorschriften in ZZ 59 —62 sinn¬
gemäße Anwendung.
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Freie und Hansestadt Hamburg.
Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg. Gesetz vom iS. Sk-
tober 1879. (kjamburgischeGesetze und Verordnungen . Systematisch
geordnete Zusammenstellung mit Anmerkungen, herausgegeben von
vr . Albert Wulff . 2. klufl. Bd. I. Hamburg 1902, Btto Meißner .)

Art. 80. Vie Gesetzgebung verfügt , für welche Zweige der Verwal¬
tung Deputationen bestehen sollen. Vie letzteren werden aus den
dazu ernannten Lenatsmitgliedern und einer Anzahl von Bürgern
zusammengesetzt. Inwiefern besoldete Beamte Mitglieder solcher De¬
putationen sein können, bestimmt das Gesetz.

Art. 8s. vie bürgerlichen Mitglieder der Deputationen beklei¬
den ihr Amt während einer durch das Gesetz zu bestimmenden An¬
zahl pon Jahren und verwalten dasselbe unentgeltlich, vie Wahl
dieser Mitglieder ist durch Art . 52 geregelt.

Art. S2. vie Bürgerschaft erwählt für die Verwaltungsbehörden
die bürgerlichen Mitglieder, ' welche nicht von einem anderen Kol¬
legium deputiert sind, aus einem von der betreffenden Verwal¬
tungsbehörde mit drei Namen für jede erledigte Stelle vorzu-
legenden Wahlaufsatze, jedoch der Wahlfreiheit unbeschadet. Bei
den Wahlen in die Finanzdeputation ist der Wahlaufsatz bindend.
Ls kann jedoch vom Bürgerausschuß bei diesen Wahlen ein vierter
Name durch einen mit mindestens Zweidrittelmehrheit gefaßten Be¬
schluß dem Aufsatz hinzugefügt werden. An der Entwertung des
Wahlaufsatzes nehmen die Senatsmitgliedcr der betreffenden Ver¬
waltungsbehörde keinen Teil.

Art. 82. Ausgeschlossen von der Wählbarkeit zum Mitgliede einer
Deputation sind —sofern nicht durch das Gesetz für einzelne Be¬
hörden eine Ausnahme gemacht wird — alle , welche zur Bürger¬
schaft nicht wählbar sind, sowie die rcchtsgelehrten Richter.

Revidiertes Gesetz über die Nrganisation der Verwaltung vom
2. November 189S.

0 . Oie einzelnen Verwaltungsbehörde ».
8 24 <vie Deputationen ), vie bezüglich der Zusammensetzung der

einzelnen Deputationen sowie bezüglich der Zeit, für welche die Mit¬
glieder der Deputationen gewählt werden, geltenden Bestimmungen
bleiben unverändert , sofern nicht in diesem Gesetze etwas anderes
bestimmt wird . Tine Abordnung von Mitgliedern der Finanzdepu¬
tation in andere Deputationen findet hinfort nur statt in die Depu¬
tation für ksandel und Schiffahrt, die Baudeputation , das Kranken¬
haus- und das Armenkollegium. Db Mitglieder anderer Behörden
oder Beamte Mitglieder einer Deputation sind oder sein können,
ist bei den betreffenden Deputationen bestimmt.

fiamburgischeLandgemeindeordnung vom 12. Juni 1871.
Art. i ? <verwaltungskommissioiieii>. Für einzelne vcrwaltungs

gegenstände können besondere Kommissionengebildet werden, deren
Mitglieder auf eine bestimmte Reihe von Jahren , nicht auf Lebens-
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zeit, durch die Gemeindeversammlung zu wählen sind, und unter
denen wenigstens ein Mitglied des Gemeindevorstandes sich be¬
finden muß.

Freie und Hansestadt Bremen.
Verfassung vom l . Januar 18Y§-

8 SS. Die Ausübung dieser gemeinschaftlichen Rechte geschieht
vom Senat und der Bürgerschaft entrbeder unmittelbar durch überein¬
stimmende Beschlüsse oder mittelbar durch Ausschüsse, die vorbehält-
lick» der Bestimmungen des 8 60 Abs. 2 aus Mitgliedern des Se¬
nats und der Bürgerschaft gebildet sind (Deputationen ).

Diese Deputationen sind ständig, insofern es sich um die zur ge-
gemeinschaftlichen Wirksamkeit des Senats und der Bürgerschaft
gehörenden Verwaltungen und sonstigen fortdauernden Geschäfts¬
zweige handelt.

Außerdem können die Vorberatung und Begutachtung der einer
gemeinsamen Beschlußnahme unterworfenen Gegenstände und die
Ausführung beschlossener Maßregeln an Deputationen verwiesen
werden.

8 60. Das Vberaufsichtsrecht des Senats und die ihm zustehende
Leitung aller Staatsangelegenheiten finden auch bei Deputationen
Anwendung. Für die gemäß 8 SS Abs. 3 mit Vorberatungen und
Begutachtungen beauftragten Deputationen kann der Senat neben
Senatsmitgliedern auch rechtsgelehrte Mitglieder der Gerichte zu
seinen Kommissaren ernennen.

Die näheren Bestimmungen über die Errichtung und die Zusam¬
mensetzung sowie über den Wirkungskreis, das Verfahren und die
Aufhebung von Deputationen erfolgen durch Gesetz.

Kesetz, die Deputationen betreffend, vom l. Januar t8S-f. (Aus
Verfassung und Verwaltung der Freien Hansestadt

Bremen  von Vr . Johs . Bollmann .)
8 17 (Die Deputationen insbesondere). Deputationen sind die aus

Mitgliedern des Senats und der Bürgerschaft bestehenden, zur Mit¬
arbeit in ihrem gemeinschaftlichen Wirkungskreis eingesetzten Aus¬
schüsse. Die Verfassung und die Verwaltungspraxis hält an dem
Sprachgebrauch fest, daß nur Mitglieder des Senats (mit einer
unten zu erwähnenden Ausnahme) und der Bürgerschaft Mitglieder
einer Deputation sein können. Andere Ausschüsse, die von Senats¬
mitgliedern und Bürgern gebildet werden, bei denen letztere nicht
oder doch nicht sämtlich Mitglieder der Bürgerschaft zu sein brauchen,
werden als „Behörden"  den Deputationen gegenübergestellt (z. B.
die Behörde für Kandels- und Schiffahrtsangclegenheiten , die Be¬
hörde für das Gewerbemuseum, in denen auch die Handels- bzw.
Dewerbekammer durch Mitglieder vertreten sind, u. a.). Unter
den Deputationen sind zwei wesentlich verschiedene Arten zu unter¬
scheiden: beratende Deputationen und verwaltende Deputationen.

I. Die beratenden Deputationen (im Gesetz auch als „begutach¬
tende" bezeichnet) sind lediglich parlamentarische Ausschüsse, be¬
stellend aus Mitgliedern beider Kammern, mit der Aufgabe, die
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Arbeiten für das Plenum vorzubereiten und die gegenseitige Ver¬
ständigung zu fördern . Ihre Beschlüsse haben nur die Bedeutung
eines Gutachtens. Die definitive Beschlußfassung liegt bei Senat
und Bürgerschaft.

2. Die verwaltenden Deputationen dagegen sind Behörden, welche
die laufenden Verwaltungsgeschäfte des gemeinschaftlichen Wirkungs¬
kreises von Senat und Bürgerschaft an ihrer Stelle selbständig be¬
sorge». Sie fassen sachlich maßgebende Beschlüsse. Diese verwal¬
tenden Deputationen geben dem bremischen Staatswesen das charak¬
teristische Gepräge.

Kn der Spitze jedes gemeinschaftlichenVerwaltungszweiges steht
eine Deputation, ' das Oeputationsgesctz (Z 54s zählt zur Zeit neben
der besonders aufgeführten Finanzdeputation 23 ständige verwal¬
tende Deputationen auf. In ihnen hat sich dis altüberlieferte hanse¬
städtische Mitarbeit der Bürger am Staatslebcn erbalten (s. § 3
a. L. ; Z 33).

Gesetz, betreffend die Verwaltung des Lanügebieter. vom 2S. Juni
,878.

von den ltr e isk o mm i ss ion en des Landgebietes.
8 44. Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufsichtigung ein¬

zelner Institute sowie für die Besorgung einzelner Kngelegenheiten
des Landgebietcs kann der Kreistag nach Bedürfnis besondere Kom¬
missionen oder Kommissare aus der Zahl der zum Kreistage wähl¬
baren Kreisangehörigen bestellen, welche ihre Geschäfte unter der
Leitung des Landherrn besorgen. Der Landherr ist befugt, jederzeit
den Beratungen der Kreiskommissionenbeizuwohnen und dabei den
Vorsitz mit Stimmrecht zu übernehmen.

8 4». Die Mitglieder der Kreiskommissionen erhalten eine ihre»
baren Kuslagen entsprechendeEntschädigung.
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Gesetz, betr . die Verfassung der Stadtgemeinüen Vremerhaven nnd
Vegesack, vom >8. September , 874.

von den Kommissionen.
8 77. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung einzelner

Gemeindeangclegenheiten sowie zur Erledigung vorübergehender
Aufträge können durch Gemeindebeschluß besondere Kommissionen
gebildet werden. Dieselben sind dem Stadtrate untergeordnet.

Über die Wahl, die Befugnisse, die Geschäftsführung solcher Kom¬
missionen wird vorbehältlich der nachstehenden Bestimmungen durch
Grtsstatut das Erforderliche festgestellt.

,8 7S. Ständige Kommissionen werden aus Mitgliedern beider
städtischen Kollegien gebildet. In einer jeden derartigen Kommission
hat die Zahl der Stadtverordneten diejenige der Stadtratsmitglie-
der um mindestens ein, höchstens um drei Mitglieder zu übersteigen.

8 74. Durch Gemeindebeschlußkönnen zu Mitgliedern von Kom¬
missionen auch Gemeindeangestellte und solche Gemeindcbürger er¬
nannt werden, welche zur Zeit zu den Stadtverordneten nicht ge¬
hören. Diese Mitglieder haben in den Kommissionen dieselben Rechte
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und dieselben Pflichten wie Stadtverordnete , können auch, sobald
Angelegenheiten der Kommission in den Versammlungen der Stadt¬
verordneten zur Beratung stehen, den Sitzungen beiwohnen und
in ihnen für die Angelegenheit das Wort nehmen. Lin Stimmrecht
in den Versammlungen der Stadtverordneten steht ihnen nicht zu.

8 7S. In den Kommissionen hat ein vom Stadtrat zu bezeichnen¬
des Mitglied des Stadtrats den Vorsitz. In den Sitzungen wird ein
Protokoll geführt . Die Beschlüsse werden nach absoluter Stimmen¬
mehrheit gefaßt. Oie Minderheit kann zu Protokoll ihre abwei¬
chende Ansicht aussprechen, auch verlangen , daß ihre Gegengründe
oder ihre abweichenden Vorschläge in den zu erstattenden Berichten
erwähnt werden.

wenn bei verwaltenden Kommissionen sämtliche anwesende Mit¬
glieder des Stadtrates oder sämtliche anwesende Nicht zum Stadt¬
rate gehörige Mitglieder in der Minderheit sich befinden, kommt
ein Beschluß nicht zustande.
Aus : vr . Iohs . Bollmann , Verfassung und Verwaltung der freien

Hansestadt Bremen (für Vegesack und Vrenicrhaven):
Städtische Kommissionen für fortlaufende Verwaltung oder auch

zu vorübergehenden Zwecken können durch Gemeindebeschluß ge¬
bildet werden. Zu Mitgliedern sind auch Gemeindebürger wähl¬
bar , die keinem der beiden städtischen Kollegien angehören - ins¬
besondere können auch die von der Wahl zu Stadtverordneten aus¬
geschlossenen Staats - und Gemeindebeamten Mitglieder von Kom¬
missionen werde». Oie Kommissionensind dem Stadtrat untergeord¬
net, der über Beschwerden gegen ihr Verfahren entscheidet.

Freie und Hansestadt Lübeck.
In der nach der vekanntmachung vom 2. tvktober >907 nebst

Nachträgen vom >0. Februar >909, 22. März >9>> und 2S. April
>9>S sich ergebenden Fassung:

8 72. Der Bürgerausschuß ernennt die Mitglieder der Geheimkom-
missionen (Art . 52), die bürgerschaftlichen Teilnehmer an gemein¬
samen Kommissionen des Senats und der Bürgerschaft sowie die
bürgerlichen Deputierten bei denjenigen Verwaltungsbehörden , für
welche der Bürgerschaft oder dem Bürgerausschusse das Lrnennungs-
recht eingeräumt ist. Zu jeder Wahl eines bürgerlichen Deputierten
bei den übrigen Verwaltungsbehörden dagegen hat der Bürger¬
ausschuß dem Senate zwei Bürger vorzuschlagen, welche ihm dazu
am meisten geeignet erscheinen.

Sowohl jene Ernennungen als diese Vorschläge können sich auf
sämtliche Personen erstrecken, welche an den Wahlen in dis Bürger¬
schaft teilzunehmen berechtigt sind.
Aus : F. Lange, Freie und Hansestadt Lübeck, im Wörterbuch des

Deutschen Staats - und Verwaltungsrechts , begründet von Prof.
Vr. Karl Freiherrn v. Stengel, herausgegeben von Prof.
Or. Max Fleischmann:

Die Verwaltungsbehörden sind, mit alleiniger Ausnahme des po¬
litischen Amtes, kollegial organisiert , und zwar setzen sie sich — ab¬
gesehen von dem nur aus drei Senatsmitgliedern bestehenden Stadt-
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und Landamt — zumeist aus Senatoren (bzw . Senatssekrctären ) und
bürgerlichen Deputierten zusammen . Die Zahl der Mitglieder ist
je nach der Bedeutung der Behörden verschieden , die der bürger¬
lichen Deputierten ist immer erheblich größer . Diese brauchen nicht
Mitglieder der Bürgerschaft zu sein ; es genügt die Eigenschaft als
Lübecker Bürger nach Maßgabe der Verordnung vom 18. Zuni
1860/9 . August 1905 . Oie zusammengesetzten Behörden sind mit¬
hin nicht etwa Ausschüsse des Senats und der Bürgerschaft zur Aus-
übuizg ibrer Lemeinschaftlichen Rechte , sondern völlig selbständige
und unabhängige Grgane , die lediglich der Gberaufjicht und Lei¬
tung des Senates unterstehen , von solchen zusammengesetzten Be¬
hörden werden verwaltet u . a . das Finanzwesen (durch die Finanz,
behörde , mit Abteilungen für die Stadtgüter , für .Häuser und Plätze
und für Domänen und Forsten ), das Bauwesen (Baubehörde mit Ab¬
teilungen für Wasserbauten und für ksocĥ und Tiefbauten ), das
Schulwesen (Vberschulbehörde , ebenfalls gegliedert in besondere Ab¬
teilungen für die Angelegenheiten der einzelnen Schulen ), da;
Armenwesen (Armenbehörde ), die Steuern (Steuerbehörde ), die
städtischen Gemeindeanstalten (s. o.), das Begräbniswesen (Friedhofs-
bebörde ).

Reichslcrnd Llsatz-Lothringen.
Semeinüeorönung für Llsatz-Lothringen vom 6. Juni 189». (Aus:
Zweite , auf Grund des hallepschen Kommentars neu bearbeitete
Auflage von l)r . Ernst Bruck. Straßburg >905 , Karl I . Trübner .)

8 ü«. Zur vorbereitenden Erörterung einzelner zu seiner Zustän¬
digkeit gehörigen Angelegenheiten sowie zur Vorbereitung seiner
Beschlüsse kann der Gemeindcrat besondere Ausschüsse wählen . Den
Vorsitz führt der Bürgermeister . Derselbe ist befugt , einen Bei¬
geordneten oder ein anderes Mitglied des Gemeinderats mit dem
Vorsitze zu beauftragen . Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehr¬
heit gefaßt, - bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden
den Ausschlag.

1. Stimmberechtigte Mitglieder der Ausschüsse können nur Ge¬
meinderatsmitglieder sein ' sogenannte „ gemischte Kommissionen ", die
von Gemeinderatsmitgliedern und Externen gebildet werden , sind
ungesetzlich . Auskunftspersoucn können von den Ausschüssen mit
beratender Stimme zugezogcn werden.

2. Den Ausschüssen können nicht nur einzelne besondere Ange¬
legenheiten überwiesen werden , sie können auch zu dem Vehufe
gewählt werden , daß sie mit der Vorberatung der sämtlichen Be¬
schlüsse betraut werden , welche bestimmte Zweige der Gemei »d>c.
Verwaltung betreffen (sogenannte ständige Ausschüsse). Die Bestim¬
mung erleichtert eine gründliche und einheitliche Behandlung der
Geschäfte des Gemeinderates . Sn wichtigen Sachen sind schriftliche
Berichte der Ausschüsse ganz besonders geeignet , jedem Mitglied des
Gemeinderates die nötige Übersicht über den Gegenstand der Ver¬
handlung zu geben . Bisher war es dem Gemeinderate nicht ge¬
stattet , ständige Ausschüsse zu ernennen.

Den Ausschüssen steht nur eine vorbereitende Erörterung und eine
Vorberatung der Angelegenheiten des Gemeinderates zu, kein Ein-
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greifen in die Verwaltungsbefugnisse des Bürgermeisters, dessen
Einfluß auf die gesamte Verwaltung durckr die Bestimmung des
8 60 nicht hat abgeschwächt werden sollen.

Oie Genehmigung der Aufsichtsbehörde zur Bildung der Aus¬
schüsse ist nicht erforderlich.

3. Vb ein Protokoll in den Ausschußsitzungen zu führen ist und wer
es zu führen hat , ist in der Geschäftsordnung oder von dem Aus¬
schuß zu bestimmen.

III. Entwickelung-er kommunalen Frauenarbeit
in Deutschland seit dem Jahre MV?)

Nach den Ergebnissen einer Umfrage der Zentralstelle für Ge¬
meindeämter der Frau bei den Verwaltungen aller Stadt - und
Landgemeinden mit mehr als 6000 Einwohnern waren im Jahre
1913 in 559 deutschen Gemeinden 17 960 weibliche Hilfskräfte
in der kommunalen Wohlfahrtspflege tätig , von ihnen entfielen
16 939 auf die ehrenamtliche, 1021 auf die besoldete Arbeit.

Die folgende Tabelle veranschaulicht das Ansteigen der kommu¬
nalen Frauenarbeit in 45 deutschen Großstädten innerhalb der ver¬
schiedenen Tätigkeitsgebiete von 1910—1915.

Im Jahre 1913 arbeiteten in 559 deutschen Gemeinden (mit über
10 000 Einwohnern)
ehrenamtlich . 16939 Frauen , das sind 94, 32 °/«,
besoldet . 1021 „ „ „ 5,68 °/,.

1910 1913 1915
Zahl der Zahl der >Zahl der

^ Frauen i Frauen ^ Frauen
A. Ehrenamtliche Arbeit (45 Gr oßstädte)

Armenpflege. 1697 > 2086 2623
waisenpflege. 4645 § 6594 7224
Deputationen , Kommissionen . . 58 > 205 253
Schulverwaltung. 104 238 334
Schulpflege. — 46 62
lvohnungspflege. 16 § 47 64

6520 9216 10560
6 . Besoldete Arbeit (45 Großstädte ).

Armen-, Waisen-, Säuglingspflege 325 478 609
Arbeitsnachweis . s 80 ISO 153
polizeipflege . ! 15 23 36
Wohnungspflege. — 7 17
Schulpflege . ( 9 44 82

!! 429 682 897

1) Über die Entwickelung der kommunalen Frauenarbeit seit 1915
gibt der bei V. G. Teubner in Leipzig und Berlin April 1918 erschei¬
nende Lrgänzungsdruck zu der Schrift Apolant , Jenny : „Stellung und
Mitarbeit der Frau in der Gemeinde" Aufschluß.
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